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Verbreitung von beunruhigenden Gerüchten anlässlich der
Gemeinderatswahlen .

Ein heutiges Wiener Mittagsblatt bringt die Nachricht ,
dass im Wiener Rathaus Pjäne über Delogierungen von Mietern in Gemeinde - ¬

häusern ,über den Verkauf von städtischen Betrieben und über einen Mas - ¬

senabbau und Lohnkürzungenbei den Gemeindeangestellten fix undfertig
vorliegen .Sämtliche Mieter ,die in GemeindehFuser ,wehnen und seit 6
Monaten keinen Zins mehr bezahlt haben ,sollen nach den Wahlen delegiert
werden . 40Prozent aller Mieter sollen Zinsrückstände haben .Daher sellen

einige tausend Menschen betroffen werden .Die Mietzinsteihilfen ,die bis - ¬

her arbeitslosen Mietern gewährt werden ,sellen nicht weitor geleistet
werden .Die Gemeinde beabsichtige auch ,sich der Sorge für etliche Ge - ¬

meindebetriobe durch Vorkauf oder Verpachtung an Privatunternehmer zu

entledigen .Ferner soll nach den Wahlen ein Massenabbau und tiefein¬

schneidende Gehaltskürzungen bei den städtischen Angestellten imEinver¬
nehmen mit dem Gewerkschaftsverband der Wiener Gemeindebediensteten

durchgeführt werden .Endlich sollen die Strassenbahntarife erhöht werden .
Anall diesen Nachrichtenist kein Wortwahr .Sicsind

vollständig aus der Luft gegriffen .In den städtischen Wehnhäusernbo - ¬
steht überhaupt kein nennenswerter Mietzinsrückstand .Die Angabedieses
Blattes ,dass 10 Prezent aller Mieter mit ihrem Zins im Rückstand soien ,

ist geradezu absurd .Beiderletzten Budgetberatung wurde vemzuständigen
Stadtrat für das Wohnungswesenfestgestellt ,dass die Zinsruckstände
nicht einmal 2 Prozent ausmachen ,also ganz unbedeutend sind ,undsich
keineswegs vem dem Durchschnitt der Rückstände an Zins in WienerPriwat - ¬
häusem unterscheiden .Die Gemeinde hat niemals wegenZinsruckstände ,
die in Arbeitslesigkeit oder Zahlungsunfähigkeit begründet sind ,jeman¬
den obdachlos gemacht ,weil sie gerade in solchen Fällen selbst wieder
als Gemeindo einzugreifen gezwungen wäre .Selbstverständlich tritt auch
in der bisherigen Praxis im Färsorgewesen gar keine Veränderung ein
und ven einer Kürzung der Mjetzinsbeihilfen war überhaupt niemalsdie

Rede
Wasdie Schauptunganlangt ,dass ein AbbauvenAngestell -¬

ten geplant sei ,so ist darauf zu verweisen ,dass die Gomeinde selbst zur
Zeit des Riesenabbaues beim Bund keinen Zwangsabbau vollzogen ,sendern

sich im Jahre 1923 mit einem freiwilligen Austritt von Angestellten aus
dem städtischen Pienst begnügt hat .Auch heute bestohon selche Pläne nach
gar keiner Richtung hin .Die Gemeinde hat auch mit keiner Gowerkschaft

oder
Verhandlungen/auch nur Besprechungen wegen eines Gehaltsabbaues geführt .
Sie hat sich vielmehr sogar bei den im Verjahre bei allen Gebietskörper - ¬

schaften notwondig gewordenen Kürzungen weit unter dem Ausmass der beim
Bund erfolgten Abstriche gehalten .Eine Erhöhung der Strassenbahntarife

wird nicht in Erwägung gezogen ,was ja in einer Zeit sinkender Frequenz
ganz und gar ausgeschlessen wäre .Auch an irgendeine Abstossung von Ge - ¬

meindebetrieben ist niomals auch nur gedacht werden . Esist auch unzu¬
treffend ,dass das . Ziegelwerk in Oberlaa und das Granitwerk in Mauthausen

an die Gesiba veräussert worden seien .Diese Gesellschaft ,an der aus - ¬
schliesslich der Bund und die Gemeinde Wien beteiligt sind ,ist nurmit
der treuhändigen Führung dieser kaufmännischen Betriebe beauftragt worden .

Zusammenfassend sei also noch einmal festgestellt ,dass
die Angabendes Mittagsblattes völlig haltlose Erfindungen sind ,die
nur domZweckedienen ,Unruhezustiften .
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